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Antrag 137/I/2022

KDV Treptow-Köpenick

Der Landesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Annahme in der Fassung der AK (Konsens)

Digitale Sitzungen der BVV im Bezirksverwaltungsgesetz ermöglichen
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Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder im Ab-

geordnetenhaus auf, zeitnah – noch im Jahr 2022 – ei-

ne Änderung des Bezirksverwaltungsgesetzes vorzuneh-

men, um den Bezirksverordnetenversammlungen und ih-

renGremien sowie den BVV-Fraktionen, eineTagung in di-

gitalen Sitzungen zu ermöglichen.

 

Ziel sollte es sein, gemeinsame Standards festzulegen.

Gleichzeitig sollten Einzelheiten über die Geschäftsord-

nungen der Bezirksverordnetenversammlungen geregelt

werden können.

 

Begründung

Pandemiebedingt waren die Tagungen der Gremien der

Bezirksverordnetenversammlung in den letzten zwei Jah-

renausschließlichdigitalmöglich.DasAbgeordnetenhaus

von Berlin hat die Tagungen in digitaler Form im § 8a

BezVwGdarumfür „außergewöhnlicheNotlagen“ ermög-

licht.

 

Das Infektionsschutzgesetz ist ausgelaufen. Damit enden

die damit verbundenen Regelungen im Land Berlin. Da-

durch sind digitale Tagungsmöglichkeiten rechtlich ab so-

fort nichtmehrmöglich.DieRegelungen indenGeschäfts-

ordnungen der BVVen sind ungültig.

 

Der Gesetzgeber des Landes Berlins sollte diese Praxis

schnellstmöglich rechtlich wieder absichern. Ziel sollte es

sein, den BVVen die Möglichkeit zu geben, Einzelheiten

über die Modalitäten von digitalen Sitzungen in den Ge-

schäftsordnungen selbstständig zu regeln.

 

Das Land Brandenburg ist den Schritt gegangen und hat

die Kommunalverfassung bereits geändert. Dort ist den

Kommunen ermöglicht worden, digitale Tagungen von

Gremien zu ermöglichen.

 

Die Pandemie hat viele Lebensbereiche verändert. Home-

Office bzw. mobiles Arbeiten sind aus dem Nischenda-

sein in die Breite der Bevölkerung getragen worden. Viele

Unternehmen, Verwaltungen, Vereine, Parteien und Insti-

tutionen haben digitale Arbeitsweisen übernommen, Vi-

deokonferenzen sind zur Regel geworden. Dabei sparen

Arbeitnehmer*innen nicht nur Fahrtzeit, sondern können

unter Umständen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf

stärken, flexibler Arbeiten und insgesamt selbstbestimm-

ter Leben. Diese neuenMöglichkeiten sollten auch ehren-

LPT I-2022 - Überweisen an: AG Fraktionsvorsitzende, AH

Fraktion, ASJ, Forum Netzpolitik

Die ASJ Berlin empfiehlt Annahme des Antrages

137/I/2022 in folgender Fassung:

 

__

 

Wir forderndie sozialdemokratischenMitglieder imAbge-

ordnetenhaus auf, zeitnah eine Änderung des Bezirksver-

waltungsgesetzes vorzunehmen, um den  Bezirksverord-

netenversammlungen und ihrenGremien sowie den BVV-

Fraktionen, eine Tagung in digitalen/hybriden Sitzungen

zu ermöglichen. Dies erleichtert die Vereinbarkeit von Eh-

renamt und Familie, insbesondere durch hybride Sitzun-

gen. Dabei soll der Gesetzgeber demGrunde nach die we-

sentlichen Fragen des Öffentlichkeitsgrundsatzes, der Da-

tensicherheit, die Frage danach, wer final über das For-

mat entscheidet (z.B. Ältestenrat, Mehrheitsbeschluss),

die Fragen der technischen Ausstattung, der Speicherung

und des Abstimmungsmodus regeln. Die Details können

darauf basierend in Geschäftsordnungen bestimmt wer-

den.

 

Die Anträge 138 und 139/I/2022 können dann für erledigt

erklärt werden.

 

Begründung:

Die ASJ Berlin befürwortet die Möglichkeit digitaler Ta-

gungen der Gremien der Bezirksverordnetenversamm-

lung. Digitale Tagungen verbessern die Teilhabemöglich-

keiten an BVVen, insbesondere für Frauen und Berufstä-

tige, sowie die Transparenz. Die Anträge sind zudem alle-

samt so formuliert, dass keine digitalen Tagungen vorge-

schrieben werden, sondern lediglich eine gesetzliche Öff-

nung vorgenommen wird, die es den jeweiligen BVVen

selbst überlässt von diesen Möglichkeiten Gebrauch zu

machen.

Die Anträge 138 und 139 sind dagegen zu detailliert, die

Ausgestaltung sollte dem AGH überlassen bleiben.
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amtlichen Bezirksverordneten zur Verfügung stehen.

 

Diese Form der Arbeitsweise ist die neue Realität. Das

Ende der Pandemie bzw. das Auslaufen der Pandemie-

Schutz-Verordnung ändert daran nichts. Der Gesetzgeber

in Berlin sollte darum die nötigen rechtlichen Grundlagen

schaffen.
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